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PARTEI-PROGRAMM 



~USZUg aus den Satzungen der liberal­
Demokratischen Partei Deutschlands -

Mitgliedschaft 
§ 2 der Satzungen 

L Mitglied der Partei kann jeder deutsche Staatsbürger wer­
den, der das 16_ Lebensjahr vollendet hat und der sich zu 
den Grundsätzen und Zielen der Partei bekennt. 
2_ Veber die Aufnahme beschließt auf Vorschlag des Vor­
standes die Mitgliederversammlung der untersten Parteiglie­
derung. Der Vorstand ist bei seinen Vorschlägen an die 
Richtlinien des zentralen Parteivorstandes gebunden. Die Auf­
nahme erfolgt in einer Orts-(Stadt-)gruppe, beim Fehlen einer 
Ortsgruppe in dem übergeordneten Kreisverband, der das 
Mitglied der nächstgelegenen Ortsgruppe zuweist. Wird die 
Aufnahme ahgelehnt, so ist der Einspruch an den zuständigen 
Kreis-(Stadt-)verbandsvorstand zulässig, der endgültig ent­
scheidet. 
3. Die Mitgliedschaft erlischt: 
a) durch Austritt, der schriftlich gegenüber dem zuständigen 

Orts-(Stadt-)gruppenvorstand zu erklären ist, 
b) bei rechtskräftiger Aberkennung der bürgerlichen Ehren-

rechte, 
c) durch Ausschluß, 
d) durch Tod. 
4. Wer aus der Partei ausscheidet, hat keinerlei Anspruch 
an das Parteivermögen. 
5. Jedes Mitglied ist verpflichtet, bei seinem Ausscheiden die 
ihm als Parteimitglied übertragenen Vertretungen in öffent­
lichen Wahlkörperschaften und öffentlichen Aemtem nieder­
zulegen. 

Pflichten und Rechte der Mitglieder 
§ 1 der Geschäftsordnung 

L Jedes Mitglied hat durch sein Verhalten das Ansehen der 
P·artei zu wahren. 
2_ Jedes Mitglied ist verpflichtet, eine ihm übertragene Tätig­
keit auszuüben und an Kursen auf den Parteischulen der LDP 
teilzunehmen, es sei denn, daß es einen zureichenden Grund 
zur Ablehnung hat_ 
3_ Jedes Mitglied hat das Recht, seine Ansichten und Wünsche 
im Rahmen der Parteigrundsätze zum Ausdruck zu bringen_ 
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Aus freiem Entschluß und von dem WH·len beseelt ihr 
Vaterland aus der Zerrisenheit wieder zur Einheit zu 
führen und ihm m.i.t allen Kräften zu dienen, begrün­
deten deutsche Manner und Frauen in einer Zeit tief­
ster deutscher ·Not die Liberal-Demokratische Partei 
Deutschlands. Die Liberal-Demokratische Partei ist 
demokratisch und antifaschistisch fortschrittlich und 
freiheitlich. ' 
Die Liberal-Demokratische Partei verwirft alle Gedan­
ken an Krieg und Militarismus, an Gewal·therrschaft 
und Imperialismus. Sie bekennt sich zum Frieden mit 
allen Völkern und zur Freundschaft mit allen Nationen 
die das Streben des deutschen Volkes nach Einheit 
und Freiheit unterstützen. . 
Der deutsche .~iberalis.mus als politische Bewegung 
war der Vorkampfer In der Zeit des Ringens um 
deutsche Einheit und Freiheit. 
Sein ursprüngliches Gedankengut ist in der Liberal­
Demokratischen Partei lebendig. 
Sein W~sen liegt in dem unbeirrbaren Eintreten für 
m~nschhc~en Fortschritt, für politische, soziale und 
wlrtschafthche Reformen, für Freiheit und Frieden für 
Wahrheit und Recht. ' 
S~in Wirk~n wird durch die Jeweiligen politischen~ 
wlrtschafthchen und kulturellen Gegebenheiten und . 
Zustände bedingt. 
Die Liberal~-Demokratische Partei ist keine Kl.assen­
Interessen- oder Berufspartei, sie ist eine. Partei de~ 
ganzen Volkes. 
Bestimmende Elemente ihres Wo liens und Handeins sind 

F R E 1 HEl T DER PER S ö N LI C H K E 1 T UND 
WAHRUNGDERMENSCHENWURDEI 
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Hiervon ausgehend, stellt die Liberal-Demokratische Par­
tei Deutschlands folgende Grundforderungen auf : 

I. ME N S CH UND G E S E L L SC H A F T 
Die freiheitlichen Grundrechte der Person sind sicherzu­
stellen. Sie finden ihre Grenzen in den gleichen Rechten 
der Mitmenschen. Alle Menschen haben ohne Rücksicht 
auf Geschlecht, Rasse, soziale Herkunft, politische Uber­
zeugung oder Glaubensbekenntnis gleiche Rechte und 
gleiche Pflichten. 
Inhalt und Ziel aller Politik ist der Mensch. Der Staat ist 
weder Selbstzweck noch lediglich eine Organisation im 
Dienst des Rechtes oder. der Kultur, sondern die Gemein­
schaft der Bürger zur Ordnung und Förderung ihres Zu­
sammenlebens. Er kann daher keine Autorität ausüben, 
die nicht vom Volke stammt. Die Staatslenkung ist dem 
Willen des Volkes und der Rechtsordnung unterworfen. 
Der Staat "muß die geschichtliche Eigenart des Volkes 
schützen und pflegen. 

11. STAAT UND RECHT 
Die Liberal-Demokratische Partei sieht in einer einheit­
lichen, alle Länder umfassenden parlamentarischen demo­
kratischen Republik die Staatsform für das deutsche Volk. 

Die Liberal-Demokratische Partei ist gewillt, an der Ver­
antwortung bei der Ausübung der Staatsgewalt entspre­
chend ihrer parlamentarischen Stärke teilzunehmen und 
unter Wahrung ihrer Grundsätze und ihrer Selbständig­
keit mit den anderen demokratischen Kräften zusammen­
zuarbeiten. Aus dem Zusammenwirken aller demokrati­
schen Kräfte soll unter Ablehnung des Einparteiensystems 
ein neuer politischer Gemeinschaftswille des ganzen Vol­
kes und ein neues VerantwortungsbewuBtsein für Volk 
und Staat hervorgehen. 
DieVolksvertretungen sind in allgemeiner, gleicher, direk­
ter und geheimer ,Wahl zu wählen. 
Erfordernis einer geordneten Verwaltung sind fortschritt­
liche, fachlich vorgebildete Beamte, die entschieden für 
die Festigung der Demokratie eintreten. Sie sind Beauf-
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trag te des Volkes, nicht einer Partei oder Interessengruppe. 
Ehrenamtlicher Tätigkeit ist weitester Raum zu geben. 

Eine starke Selbstverwaltung aller öffentlich-rechtlichen 
Gebietskörperschaften nach parlamentarischen Grundsät­
zen ist eine unerläßliche Grundforderung für den demokra­
tischen Aufbau des Staates. Auftragsangelegenheiten kön­
nen den Trägern der Selbstverwaltung nur durch Gesetze 
übertragen werden. Die Aufsicht über die Selbstverwal­
tung ist auf die Verhinderung von Rechtswidrigkeiten zu 
beschränken. Aufsichtsorgan ist das Parlament. 
Grundlage jeder Demokratie ist die Rechtsord:l.Ung. Die 
Rechtsprechung ist unabhängig. Sie erfolgt durch Berufs­
und Laienrichter. Die Richter sind nur den Gesetzen unter­

. worfen. Pflicht eines jeden Richters ist es; die Gesetze in 
fortschrittlichem und sozialem Geiste gerecht anzuwen­
den. Sonder- und Ausnahmegerichte sind unstatthaft. 
Strafrecht und Strafvollzug sollen die Würde des Menschen 
wahren, der Verletzung der Gesetze entgegenwirken und 
erziehen. Für die Todesstrafe darf in einer neuen demo­
kratischen Gesellschaft kein Raum sein. 
Ausreichende · Rechtsmittel müssen gegen Fehlurteile 
schützen. Eine umfassende Verwaltungsgerichtsbarkeit 
muß Verwaltungswillkür verhindern. Eine grundsätzliche 
Uebertragungder richterlichen Entscheidung oder staats­
anwaltschaftlieher Aufgaben auf Organe außerhalb der 
Justiz ist abzulehnen. 

111. SOZ I A l- U. WIR T S C H A F T S 0 R D NUN G 
Ziel aller Sozial- und Wirtschaftspolitik ist die Ueberwin­
dung der Not und die Verbesserung der Lebensverhältnisse 
aller Schichten des deutschen Volkes. 

1. SOZIALPOLITIK 
Die Sozialpolitik der Liberal-Demokratischen Partei wird 
bestimmt durch das sittliche Empfinden und die soziale 
Verantwortung gegenüber allen Mitmenschen. Jedem Bür­
ger ist sein Teil an den Gütern des Lebens zu sichern. 
Diesem Ziel dient besonders der Ausbau der sozialen Ein­
richtungen. 
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Freie Wahl des Berufes und des Arbeitsplatzes unter Rück­
sicht auf die volkswirtschaftlichen Erfordernisse und im 
Rahmen der Fähigkeiten und Vorbildung ist das Recht 
eines jeden Staatsbürgers, bei gleichem Lohn für gleiche 
Leistung. Um das Recht auf Arbeit zu sichern, ist die Er­
werbslosenfürsorge produktiv zu gestalten. 
Die Hebung der Volksgesundheit ist eine entscheidende 
Voraussetzung für die moralische und wirtschaftliche Ge­
sundung unseres Volkes. Die Liberal-Demokratische Partei 
fordert darum den Ausbau des Gesundheitswesens, Förde­
rung der Wohnbautätigkeit und ausreichende Bedarfs­
deckung, insbesondere ausreichende Ernährung für alle. 

Die gleichberechtigte Eingliederung der Umsiedler in das 
deutsche Gemeinschaftsleben ist tatkräftig zu fördern. 
Für Gesamtdeutschland ist ein Lastenausgleich ausschließ­
lich zugunsten der durch Krieg und Naziregime Geschä­
digten durchzuführen. 

Die Liberal-Demokratische Partei setzt sich ein für den 
Schutz der Familie, für . die tatsächliche Gleichberechti· 
gung der Frau auf allen Lebensgebieten, allgemeine Gleich­
stellung der Hausfrau mit der berufstätigen Frau, beson-

DEUTSCH ER BÜRGE R! 
In dieser Seh.rift unterbreiten wir Dir uns e r Programm. 

Prüfe es gewissenhaft! Stimmt es mit DeI n e r 
Auffassung über den einzuschlagenden politi­
schen Weg Deutschlands überein, so bekenne 
Dich aufrecht zu uns und laß uns gemeinsam 
die sen Weg in eine bessere Zukunft schrei­
ten, zu einem liberalen und demokratischen 
deutschen Staat, der einen dauerhaften Beitrag 
zum Frieden in der Welt leisten wird! 

LDP 
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ders in der Sozialversicherung, und Schutz der berufs­
tätigen Hausfrau und Mutter gegen Ueberbelastung. 

Sie fordert ferner Schutz für die Jugend, besonders durch 
Verbesserung und Ausbau fürsorgerischer Einrichtungen 
sowie Förderung freier sportlicher Betätigung. 

2. WIR T S C H A F T S P 0 LI T I K 
Aufgabe des demokratischen Liberalismus auf dem Gebiete 
der Wirtschaft ist die Verwirklichung des Ausgleiches 
zwi!5chen Kapital und Arbeit. Mittelpunkt jedes sinnvollen 
Zusammenwirkens von Kapital und Arbeit ist der Mensch. 
Die Ausbeutung seiner Arbeitskraft verletzt die Grund­
rechte des Menschen. Sie begegnet dem gleichen Wider­
stand der Liberal-Demokratischen Partei wie der Klassen­
kampf. 
Der Persönlichkeitsgedanke des Liberalismus muß in jedem 
Wirtschaftssystem Geltung haben. Die Grenzen der wirt­
schaftlichen Entfaltungsmöglichkeit des einzelnen werden 
durch das Gemeinwohl bestimmt. 
Eine zweck- und sinnvolle Lenkung der volkswirtschaft­
lichen Erzeugung und Verteilung ist unentbehrlich. Sie 
muß in Anpassung an die veränderlichen wirtschaftlichen 
Voraussetzungen und Bedürfnisse elastisch und sparsam 
gehandhabt werden. Jede erfolgreiche Wirtschaft beruht 
auf der Erhaltung und Stärkung der Arbeitsfreude. Höhere 
Leistung bedingt höheres Einkommen. Das ehrlich erwor­
bene Eigentum je'der Art ist gesetzlich zu schützen. 

Die wirtschaftspolitische Lage Deutschlands zwingt zu 
äußerster Wirtschaftlichkeit auf allen Gebieten. Die Maß­
nahmen in diesem Sinne müssen aber ausschließlich von 
Bedürfnis und Zweckmäßigkeit her bestimmt werden. Die 
Wirtschaftsforschung ist daher zu fördern. 
Eine leistungsfähige deutsche Volkswirtschaft erfordert 
die Erhaltung und Stärkung eines selbständigen Handwer­
kes, eines den Bedürfnissen der Volkswirtschaft entspre­
chenden selbständigen Handels und einer selbständigen 
gewerblichen und industriellen Wirtschaft. 
Die großen sozial-ökonomischen Reformen sind zu sichern. 
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Die Bodenschätze und die Großbetriebe der Grundstoff­
industrie gehören in das Eigentum des gesamten Volkes. 
A~.len ~irtschaftsformen ist die freie Entwicklung zu ge­
wahrleIsten. Der Wettbewerb der Betriebe in Volkseigen­
tum, in Privathand und der Genossenschaften muß unter 
gleichen Bedingungen und Voraussetzungen erfolgen. Die 
Zusammenarbeit aller Kräfte der Wirtschaft in den einzel­
nen Unternehmen ist durch Vereinbarung zwischen den 
Leitern der Unternehmen und den Vertretungen der Be­
legschaften zu sichern. Diese Mitwirkung betrifft die Stei­
gerung der Leistungsfähigkeit der Betriebe, die Regelung 
der sozialen Arbeitsbedingungen und sichert damit die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer bei der Entwicklung 
und Stärkung der Volkswirtschaft. 
Bestrebungen zur Ueberwindung der Nur-Lohnarbeit sind 
zu fördern. 
In der Landwirtschaft ist der f~eie Bauer auf eigener 
Scholle der berufene Träger der deutschen Ernährungs­
wirtschaft. Die bäuerliche Selbstverwaltung ist auszu­
bauen, das landwirtschaftliche Fortbildungs- undBeratungs­
wesen zu fördern. Die gleiche Förderung ist den länd­
lichen Genossenschaften und anderen technischen Gemein­
schaftseinrichtungen zu gewähren. Zwangszusammen- \ 
schlüsse sind abzulehnen. Eine gerechtePreisbildung un­
ter Beachtung der landwirtschaftlichen Verhältnisse muß 
dem Bauern den Ertrag seiner Arbeit sichern und ihm eine 
ständige Verbesserung seines Betriebes ermöglichen. Das 
Streben befähigter Landarbeiter nach Grundbesitz ist zu 
unterstützen. 
Die deutsche Volkswirtschaft ist sinnvoll und systema­
tisch in die Wirtschaft der Welt einzuordnen. Deutschland 
ist volkswirtschaftlich ein Veredelungsland. Eine gesunde 
deutsche Volkswirtschaft ist deshalb . nur möglich, wenn 
sie einen starken Außenhandel pflegt. 

3. F I N A N Z P 0 LI T I K 

Für die gesamte öffentliche Verwaltung ist eine ausgegli­
chene Finanzwirtschaft bei größter Sparsamkeit notwen­
dig. Eigene finanzielle Verantwortung der Länder, Kreise 
und Gemeinden muß erhalten blei~en. 
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Die Besteuerung hat nach sozialen Gesichtspunkten und ( 
so zu erfolgen, daß der Wille zu erhöhter Leistung aller 
Schaffenden gestärkt wird. 

IV. K U l T U R P 0 LI T I K 
Die kulturelle Einheit Deutschlands ist eine Grundlage 
seiner wirtschaftlichen und politischen Einheit. Die Kul­
turpolitik soll alle geistigen Werte für den Wiederaufstieg 
freimachen und entwickeln. Unerläßlich ist daher: 

Freiheit und Förderung der Kunst, der Wissenschaft in 
Forschung und Lehre, Achtung vor allen religiösen Be­
kenntnissen, Schutz ihrer Einrichtungen und Kultstätten , 
Staat und Kirche wirken aus unterschiedlichem Allftrag 
und können ihre Aufgabe nur bei klarer Trennung erfül­
len. Der Staat hat die Freiheit der Religionsausübung zu 
geWährleisten, die Kirche jeden Mißbrauch dieser Freiheit 
zu verhindern. 

Erziehung der Jugend zu charaktervollen Persönlichkei­
ten, zu beruflicher Tüchtigkeit, zur Volks- und Völkerver­
söhnung, zu demokratischem Geist, zur Humanität und 
zur Arbeit für Vaterland und Menschheit. 

Gleiches Recht auf Bildung für alle. Unentgeltlichkeit und 
grundsätzliche IJffentlichkeit des Schulwesens sowie Glie­
derung der Einheitsschule nach Berufs- und Leistungs­
prinzip. 

Die Liberal-Demokratische Partei wird aus diesen Gedanken 
heraus mitarbeiten, einen neuen deutschen Staat zu schaffen, 
einen Staat der Einheit und des Rechts, des Friedens und der 
Freiheit, der Menschlichkeit und der sozialen Gerechtigkeit. 
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Unser Weg 1st klar, 
Uns e r e Los u n gel nd e u t1 g: 

D e U t s chi m F ü h I e n' , 
Liberal 1m Denken, 
Sozial Im Handelnl 

GOl-300000Dr.1898 

erscheint 
zweImal monatllc/, 
Bezugspreis 1.101J# 

Besle un,9.en beljedem Posrcrmf 
unt( den Z 0 P - Pressevel'frle6sSfellen. 
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